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Mit euch doch nicht, oder? Teilhabe und Inklusion von 
Menschen mit hohem und komplexem Hilfebedarf 
Darum geht es in diesem Text: Um Teilhabe – und um Menschen mit hohem und komple-

xem Hilfebedarf. Und über ihre Chancen auf Inklusion. Das heißt: Wie sie überall dazu ge-

hören können, wo das für sie wichtig ist.  

Teilhaben – wieso denn?  
Wir reden viel von Teilhabe, seit es die ICF (DIMDI 2005) gibt. Darin wird erklärt, was das 

eigentlich bedeutet: behindert sein. Oder besser: behindert werden. Teilhabe übersetzt den 

englischen Begriff participation. Nach der ICF hat eine Behinderung zunächst etwas damit zu 

tun, wie gut unser Körper funktioniert. Ob es im Körper Beeinträchtigungen gibt. Und welche 

Fähigkeiten Menschen haben. Ob sie zum Beispiel viel Hilfe brauchen. Entscheidend für eine 

Behinderung ist aber, wie gut der Mensch teilhaben kann – oder dabei eingeschränkt ist. Be-

hindert ist ein Mensch vor allem dann, wenn seine Teilhabe behindert wird – durch eigene 

Beeinträchtigungen, vor allem aber dadurch, dass die Bedingungen nicht so sind, dass unbe-

hinderte Teilhabe möglich ist.  

Teilhabe ist eine zentrale Voraussetzung für das Menschsein, für das Menschwerden. Men-

schen müssen teilhaben können, um sich als Mensch entwickeln, die in ihnen liegenden Mög-

lichkeiten ausbilden und gut leben zu können.  

o Das beginnt damit, dass wir am Zusammenleben in der Familie teilhaben und dort dazu-

gehören. Nur in verlässlichen Beziehungen können wir z.B. Bindungskompetenz ausbil-

den, die Welt erfahren und explorieren, elementare Kommunikationserfahrungen und All-

tagskompetenzen aneignen.  

o Teilhabe im Bereich der Bildung ermöglicht es, sich das zu Eigen zu machen, was es in 

KiTa und Schule zu lernen gibt. Hier erwerben wir Kompetenzen, die dann wieder wichtig 

sind, um in weiteren Lebensbereichen teilhaben zu können. Zum Beispiel:  

o Im Arbeitsleben. Durch Teilhabe im Arbeitsleben kann man die Erfahrung zu machen, 

dass jeder Mensch produktiv sein, Dinge herstellen und erzeugen kann, die für ihn und 

andere wichtig sind, dass jeder in einer praktischen Tätigkeit Fähigkeiten entwickeln und 

– gemeinsam mit anderen – anwenden kann.  

o Teilhabe im Bereich der Freizeit ist wichtig, um seine Zeit füllen zu können, den Wechsel 

von Erholung und Anstrengung zu erleben, Interessen zu entwickeln und Langeweile zu 

vermeiden.  

o Teilhabe beim Wohnen bedeutet, zu lernen, wie man mit anderen zusammenleben kann, 

wie man sich in seiner Wohnung selbst versorgen und sich dort wohlfühlen kann u.a.m. 
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Und zum Wohnen gehört auch, dass man in der Nachbarschaft dazu gehört. Dass man mal 

mit den Nachbarn reden kann, sich gegenseitig aushelfen, gut miteinander auskommen 

und so weiter. 

Was haben Teilhabe und Inklusion miteinander zu tun?  

Die Inklusion ist für die BRK weniger ein eigenes Ziel als vielmehr ein Mittel: Damit Men-

schen mit Behinderungen in allen für sie relevanten Lebensbereichen selbstbestimmt teilha-

ben können, braucht es Inklusion. Zum Beispiel beim Recht auf Bildung: Um dieses einlösen 

zu können, wird der Zugang zu einem inklusiven Bildungswesen zugesichert, in dem alle in-

dividuell notwendigen Angebote und Kompetenzen vorgehalten werden. Inklusion ist also ein 

Mittel, sie soll unbehinderte Teilhabe sicherstellen.  

Die Inklusion lenkt damit den Blick zunächst auf den einzelnen Menschen, seine Würde und 

seine Rechte auf Teilhabe, dann aber vor allem auf die sozialen Systeme. Also auf die Fami-

lie, die Kitas, die Schulen, die Betriebe, die Nachbarschaften, die Freizeitanbieter, das Ge-

sundheitswesen etc. Es sind diese sozialen Systeme, die Teilhabe ermöglichen oder behin-

dern, indem sie Inklusion ermöglichen oder behindern. Das heißt: Dass alle sich aktiv beteili-

gen und eine wichtige Rolle spielen können. 

Dabei ist zu beachten, dass Inklusion nicht vorrangig formale Zugehörigkeit meint. Die BRK 

spricht vom Zugehörigkeitsgefühl (Präambel m). Man muss spüren können, dass man dazu 

gehört. Dass man – so sagt es die Systemtheorie – für das System relevant ist. Eine wichtige 

Rolle spielt. Dass man in Interaktion und Kommunikation eingebunden ist. Das meint:  

o Nur wenn ich merke, dass ich für die anderen Menschen in der Familie oder in der Schule 

wichtig bin, ist das Inklusion. Nur wenn ich mit den anderen auch etwas gemeinsam tue 

und mit ihnen reden oder anders kommunizieren kann, kann man von Inklusion sprechen.  

o Wer in einer ‚normalen’ Schule oder Kita, im Restaurant oder in einer Wohnung nur in 

der Ecke hockt, der ist äußerlich dabei, aber in der äußerlichen Inklusion ist er tatsächlich 

exkludiert. Umgekehrt kann ein Mensch in der äußerlichen Inklusion, also in einer Son-

dereinrichtung, mehr Inklusion erleben als ‚draußen’, wenn er hier wirklich verstanden 

wird, sich aktiv beteiligen kann und wichtig ist.  

Inklusion ermöglicht also Teilhabe. Sie ist lebenswichtig für jeden Menschen. 

Niemand ist ‚ganz exkludiert’ oder ‚ganz inkludiert’  

Dabei sollten wir bedenken, dass Inklusion kein Zustand ist, den man einfach verordnen kann. 

Inklusion und Exklusion gibt es nicht schwarz/weiß, nicht als ‚entweder/oder’. Niemand ist 

ganz allgemein ‚Teil der ganzen Gesellschaft’. Man gehört nur konkret zu gesellschaftlichen 
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Teilsystemen dazu – oder nicht. So kann ein Kind mit Behinderung in seiner Familie voll in-

kludiert und anerkannt sein, wertgeschätzt, sich zugehörig fühlen und an allen Aktivitäten und 

Lebensvollzügen teilhaben – und gleichzeitig eine Sonderschule besuchen, wo es von der 

‚normalen’ Schule ausgeschlossen ist. Und im konkreten sozialen System kann man zugleich 

inkludiert und exkludiert sein – mehr oder weniger. Was ist der Maßstab dafür? Die System-

theorie sagt: Ob man eine wichtige Rolle spielt. Und diese kann durchaus wechseln: 

Eine Familie kauft ein: Mutter, Vater, Tochter freuen sich am Ausflug, jeder ist gleich wichtig. 

Doch beim Aussuchen und Anprobieren ist Vater exkludiert, spielt er keine wichtige Rolle. Das än-

dert sich erst wieder beim Bezahlen. Jetzt ist nur er gefragt.  

Ein Kind kann in einem ‚exklusiven’ Sonderkindergarten gut inkludiert sein: Freunde und 

Spaß haben, spielen und lernen, sich entwickeln und Selbstbewusstsein tanken. Von seinen 

Nachbarskindern bleibt es dabei allerdings abgegrenzt. Und es kann in einer ‚normalen’ Kita 

nur formal dazu gehören: Keine Kommunikation mit und Anerkennung von den anderen Kin-

dern erleben. Kein Spielzeug und keine Förderung finden, die ihm eigenständige Aktivitäten 

und gutes Lernen ermöglichen. Kein Gefühl der Zugehörigkeit entwickeln. Das Thema Ex-

klusion bleibt auch dann eines, wenn formal und äußerlich alles geregelt ist: Deshalb weist die 

BRK auf das Risiko der inneren Exklusion von Menschen mit hohem Hilfebedarf hin. Auf das 

Risiko der Vereinsamung beispielsweise (Art. 19).  

Unbehinderte Teilhabe in allen Lebensbereichen=Menschenrecht 

Weil Teilhabe so wichtig ist, erklärt die Behindertenrechtskonvention (BRK, UN 2008) die 

Teilhabe in allen möglichen Lebensbereichen zum Menschenrecht. Deshalb gibt es in der 

BRK eigene Kapitel zu den Themen: 

• Freizügigkeit und Staatsangehörigkeit 

(Art. 18) 

• Unabhängige Lebensführung und Ein-

beziehung in die Gemeinschaft (Art. 19) 

• Persönliche Mobilität (Art. 20)  

• Recht der freien Meinungsäußerung, 

Meinungsfreiheit und Zugang zu Infor-

mationen (Art. 21)  

• Achtung der Privatsphäre (Art. 22)  

• Achtung der Wohnung und der Familie 

(Art. 23)  

• Bildung (Art. 24)  

• Gesundheit (Art. 25)  

• Habilitation und Rehabilitation (Art. 26)  

• Arbeit und Beschäftigung (Art. 27)  

• Angemessener Lebensstandard und so-

zialer Schutz (Art. 28)  

• Teilhabe am politischen und öffentli-

chen Leben (Art. 29)  

• Teilhabe am kulturellen Leben sowie an 

Erholung, Freizeit und Sport (Art. 30)  
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Diese Rechte werden nicht nur formuliert, es wird auch ihre Bedeutung beschrieben und wel-

che Maßnahmen notwendig sind, um Menschen zu diesen Rechten zu verhelfen.  

So geht es beispielsweise nach Artikel 24 bei der Bildung um die Vermeidung von Diskrimi-

nierung und um Chancengleichheit, damit Menschen mit Behinderung ein „Bewusstsein der 

Würde“ und ihr „Selbstwertgefühl“ entwickeln können und die Achtung vor der menschlichen 

Vielfalt gestärkt wird (a), dass sie „ihre Persönlichkeit, ihre Begabungen und ihre Kreativität 

sowie ihre geistigen und körperlichen Fähigkeiten voll zur Entfaltung bringen“ können (b) 

und „zur wirklichen Teilhabe an einer freien Gesellschaft“ befähigt werden (c). Dafür braucht 

es – so die BRK – den unentgeltlichen Zugang zu einem inklusiven Bildungswesen (2: a,b), 

Beachtung der „Bedürfnisse des Einzelnen“ (c), für erfolgreiche Bildung notwendige Unter-

stützung (d) und „wirksame individuell angepasste Unterstützungsmaßnahmen in einem Um-

feld, das die bestmögliche schulische und soziale Entwicklung gestattet“ (d). Außerdem den 

Einsatz aller Möglichkeiten der Kommunikation (3) und „geeignete Maßnahmen zur Einstel-

lung von Lehrkräften“ sowie „zur Schulung von Fachkräften“ (4). 

Brauchen Menschen mit Behinderung eigene Menschenrechte?  

Doch weshalb gibt es mit der BRK eine eigene Vereinbarung über Menschenrechte für eine 

Gruppe von Menschen? Sie beschreibt keine besonderen Rechte. Doch offenbar ist deren Gel-

tung für Menschen mit Behinderung nicht selbstverständlich. Die Präambel fordert, „die Men-

schenrechte aller Menschen mit Behinderungen, einschließlich derjenigen, die intensivere 

Unterstützung benötigen, zu fördern und zu schützen“ (Präambel Abs. j). Dazu gehört, dass 

sie „vollen Zugang zu physischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Umwelt, zu Ge-

sundheit und Bildung sowie zu Information und Kommunikation haben“ (Präambel Abs. v).  

Als Behinderung wird also verstanden, dass es um Menschen geht, „die langfristige körperliche, 

seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit ver-

schiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesell-

schaft hindern können“. (Artikel 1 — Zweck) 

Behinderung bedeutet, an der vollen gesellschaftlichen Teilhabe behindert zu sein. Nach den 

in Artikel 3 formulierten Grundsätzen wird sind Menschen mit Behinderung besonders ge-

fährdet, in ihrer Würde nicht geachtet, in ihrer Autonomie begrenzt und diskriminiert zu wer-

den, weil sie nicht überall teilhaben können, dass ihre Unterschiedlichkeit nicht positiv gewer-

tet wird, dass sie keine gleichen Chancen und Zugänge haben, dass auch unter ihnen Frauen 

und Männer keine gleichen Rechte haben und ihre Fähigkeiten und Entwicklungsmöglichkei-

ten nicht geachtet werden.  
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Positiv formuliert die BRK deshalb, worum es vor allem geht, nämlich um: 

• die Achtung der dem Menschen inne-

wohnenden Würde, seiner individuel-

len Autonomie, einschließlich der Frei-

heit, eigene Entscheidungen zu treffen, 

sowie seiner Unabhängigkeit im Sinne 

von Selbstbestimmung, 

• die Nichtdiskriminierung, 

• die volle und wirksame Teilhabe an der 

Gesellschaft und Einbeziehung in die 

Gesellschaft, 

• die Achtung vor der Unterschiedlich-

keit von Menschen mit Behinderungen 

und die Akzeptanz dieser Menschen als 

Teil der menschlichen Vielfalt und der 

Menschheit, 

• die Chancengleichheit, 

• die Zugänglichkeit, 

• die Gleichberechtigung von Mann und 

Frau, 

• die Achtung vor den sich entwickeln-

den Fähigkeiten von Kindern mit Be-

hinderungen und die Achtung ihres 

Rechts auf Wahrung ihrer Identität. 

(Artikel 3) 

Was bedeutet eine schwere und komplexe Behinderung?  
Sie meint vor allem dies: Menschen, die besonders an ihrer Teilhabe gehindert werden und 

für die Inklusion kaum möglich erscheint. Eigentlich scheint klar zu sein, dass Inklusion alle 

Menschen meint, unabhängig von ihrem kulturellen Hintergrund, ihrer Hautfarbe, Größe, 

Geschlecht, ihrer sozialen Lage.  

Ein wenig wie im Paradies: Alle sind dabei, Löwe und Lamm friedlich vereint. Gibt es das? Oder 

nur im Garten Eden? Vor dem Sündenfall?  

Aber – so könnte man mit den Verfassern von Asterix und Obelix fragen – gibt es da nicht 

eine kleine Gruppe von Menschen, die sich der Vereinnahmung durch die Römer – durch die 

Inklusion verwehren? Die etwas anders ticken als das große Ganze? Die gar nicht dazu gehö-

ren und teilhaben ... wollen, können, sollten? Die deshalb unter sich bleiben? In ihrer beson-

deren Welt, geschützt und abgeschirmt, mit ihrem eigenen Essen, ihrer Kultur und Sprache, 

die die Römer um sie herum gar nicht verstehen?  

Das scheint klar zu sein: Mit denen geht es nicht! 

Auch wenn offizielle Reden oft anders klingen: Zumindest insgeheim denken sehr viele Men-

schen: Das geht doch nicht! Inklusion ist schon für alle, aber für diese Menschen wäre es 

vielleicht auch gar nicht gut! Und sie können doch nichts damit anfangen? Weil ihnen die 

Voraussetzungen fehlen, tatsächlich teilhaben zu können: 

o Was hat ein nicht sprechendes Kind, das keine Zusammenhänge versteht, davon, im Ma-

theunterricht dabei zu sitzen? 
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o Was soll ein Mensch arbeiten und herstellen, der keinerlei geplante Handlungen durchfüh-

ren kann? Oder im Konzert, der allenfalls den Rhythmus mitklatschen kann? 

o Was hat jemand von einer eigenen Wohnung, der umfassende Unterstützung braucht ein-

schließlich einer Nachtwache? Der hier absolut vereinsamen müsste? Und für den alleine 

das auch viel sehr teuer wäre? 

Die Bundesvereinigung Lebenshilfe hat vor Kurzem eine Umfrage machen lassen. Unter an-

derem zur Teilhabe von Menschen mit geistiger Behinderung. Dazu fällt 56% aller Befragten 

der Begriff ‚ausgegrenzt’ ein, und nur 18% der Begriff ‚gut integriert’, wenn sie an Men-

schen mit geistiger Behinderung denken. Und weniger als 10% trauen ihnen ‚uneinge-

schränkt’ die Teilhabe bei Wohnen, Schule, Urlaub und Arbeit zu. Bei Menschen mit ho-

hem Unterstützungsbedarf würden diese Werte sicher noch viel niedriger liegen (BV Le-

benshilfe 2014).  

Schwere Behinderung als besondere Teilhabe-Einschränkung  

Im Sinne der ICF bedeutet eine schwere Behinderung zunächst eine erhebliche und oft mehr-

fache Beeinträchtigung von körperlichen Funktionen und von individuellen Kompetenzen. In 

einer großen Studie zur Bildungsrealität von Menschen mit schwerer und komplexer Behinde-

rung in Baden-Württemberg (Klauß u.a. 2006) haben wir zum Beispiel herausgefunden:  

Es sind Menschen mit starken und vielfältigen Beeinträchtigungen. 

o Nahezu alle haben eine schwere geistige 

Behinderung und Beeinträchtigung von 

Stimme und Sprache 

o Etwa ¾ haben erhebliche körperliche 

Beeinträchtigungen  

o Häufig sind Sinnesbeeinträchtigungen 

beim Sehen oder Hören  

o Oft brauchen sie regelmäßige medizini-

sche Behandlung daheim (44%) oder in 

der Schule (21%). 

o Jedes 10. Kind braucht eine Sonde. weil 

es nicht einmal gut selbst schlucken kann. 

Und sie haben vielfältige Einschränkungen ihrer Fähigkeiten. Deshalb brauchen sie viel An-

regung und Unterstützung in allen Lebensbereichen. 

o Nahezu alle brauchen immer Hilfe bei der Selbstversorgung, also bei Ernährung, Klei-

dung, Körperpflege. 

o Sehr häufig brauchen die Menschen Unterstützung bei Kommunikation und Bewegung. 

o Überwiegend benötigen sie Unterstützung um mit anderen zusammen zu sein und auch 

gegen Langeweile und um zu spielen. 
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o Häufig ist auch Unterstützung nötig, weil sie problematische Verhaltensweisen entwi-

ckeln können. Zum Beispiel Aggressionen, selbstverletzendes und autistisches Verhalten. 

Vor allem aber bedeutet schwere und komplexe Behinderung, dass die so bezeichneten Men-

schen in allen Lebensbereichen daran ge-hindert werden, selbstbestimmt teilzuhaben und 

dazu zu gehören. Darin liegt die eigentliche ‚schwere Behinderung’, dass sie in besonderem 

Maße von Aussonderung, von Ausschluss von der Teilhabe an Gesellschaft und Kultur be-

droht sind. Das lässt sich vielfach belegen: 

• Man traut ihnen nichts zu. Zum Beispiel mit anderen zu reden und zu kommunizieren. 

Wie gefragt sind sie als Gesprächspartner? Und mit ihrer Meinung? 

• Die Pädagogik hat sie bis vor einiger Zeit völlig ausgeblendet und hielt sie für nicht bil-

dungsfähig – mindestens bis Ende der 1970er Jahre (vgl. Ackermann 2011), als Kinder 

mit geistiger Behinderung längst das Recht auf schulische Bildung hatten. Menschen mit 

schwerer Behinderung galten als nicht einmal ‚praktisch bildbar’.  

• Bei der schulischen Inklusion werden sie sehr häufig nicht berücksichtigt und kaum 

wahrgenommen. Die renommierten Juristen Poscher u.a. (2008) meinten beispielsweise, 

Inklusion sei in der BRK nur für 80-90% der Kinder vorgesehen und begründen das u.a. 

damit, dass einige von ihnen ohnehin in Pflegeheimen etc. lebten und dass womöglich für 

sie das Schulwesen „unwirtschaftlich“ sei (ebd. S. 60).  

• Doch auch in Sonderschulen ist für sie die Teilhabe an guter schulischer Bildung kei-

neswegs gesichert. Teilweise scheinen sie vor allem betreut, gut gepflegt und unterhalten 

zu werden. Manche Lehrkräfte scheinen keinen Sinn darin zu sehen oder nicht über die 

entsprechende Kompetenz zu verfügen, um ihnen die Teilhabe an schulischer Bildung zu 

ermöglichen (vgl. Heinen & Lamers 2011; Janz u.a. 2009). 

• „In der Praxis haben Kinder und Jugendliche mit schwerer Behinderung oft keinen Zu-

gang zu den örtlichen Angeboten im Bereich der Freizeitgestaltung“ (Rohrmann u.a. 

2009, 16), auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt findet man niemanden von ihnen. Auch 

Werkstätten sind ihnen – außer in NRW – verschlossen. Nicht einmal auf Tagesstätten 

haben sie ein Anrecht, einige Bundesländer verwehren ihnen eine Möglichkeit der exter-

nen Tagesstrukturierung, wenn sie in Wohnstätten leben (Seifert 2006, Klauß 2006). 

Die Angebote in Förder- und Betreuungsgruppen sind zudem nicht überall geeignet, um 

das Recht auf „Arbeit und Beschäftigung“ gemäß der BRK (Art. 27) einzulösen.  

• Beim Wohnen werden sie meist vom ambulant betreuten Wohnen in einem normalen 

Wohnquartier ausgeschlossen, da ambulante Leistungen nicht teurer sein sollen als statio-

näre. In großen abgelegenen ‚Komplexeinrichtungen’, den ehemaligen Anstalten, findet 
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man sie besonders häufig. Und „das Zusammenleben mit diesem Personenkreis ist in der 

Bevölkerung nicht erwünscht […] und wird als Zumutung erlebt“ (Seifert 2010, 105). 

• Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf tragen ein großes Risiko, im Alter und bei 

steigendem Pflegebedarf in Pflegeheime umziehen zu müssen. Offen wird postuliert, 

Pflegeheime seien dem Hilfebedarf schwer behinderter Menschen angemessen – und 

preiswerter (Klauß 2006; Seifert 2006). Das behindert Teilhabechancen erheblich, wenn 

man sich vergegenwärtigt, was im Rahmen der Pflege (z.B. als Leistung der Pflegeversi-

cherung) als unterstützungswürdig gilt. Hilfen bei der Teilhabe gehören hier nicht dazu. 

• Die Schwere ihrer Behinderung besteht auch darin, dass ihnen nicht etwa – wie angesichts 

ihres besonderen Unterstützungsbedarfs anzunehmen wäre – die am besten ausgebilde-

ten, mit den wissenschaftlich fundiertesten Konzepten ausgestatteten Personen eine 

selbstbestimmte Teilhabe in allen Lebensbereichen ermöglichen. Sie werden statt dessen 

eher von geringer qualifiziertem und schlechter bezahltem, häufig gar nicht ausgebilde-

tem Personal begleitet und gefördert, vielfach notgedrungener Maßen wohl nur betreut 

und versorgt (Fornefeld 2010, Seifert 2006, Rohrmann u.a. 2009).  

• In Zeiten der Inklusion bleiben viele von Ihnen in verstärkter Isolation in Heimen und 

Anstalten zurück, aus denen ‚Fittere’ in normale Lebenszusammenhänge ausziehen. 

Leistungskürzungen schwächen „vor allem den Status der Menschen mit schweren Behin-

derungen“ (Rohrmann u.a. 2009, 19), die offenbar „nicht zu den attraktiven Kunden“ zäh-

len (ebd.).  

• Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf werden zunehmend als Kostenfaktor wahrge-

nommen, und ökonomisch gesehen müssen Kosten vor allem minimiert werden. Nach 

Heitmeyer (2012) stimmt etwa ein Drittel der Deutschen der Aussage eher zu, eine Ge-

sellschaft könne sich wenig nützliche Menschen nicht leisten. Ausgrenzungstendenzen 

sind auch „im Denken und Handeln von Entscheidungsträgern verankert“ die den Unter-

stützungsbedarf feststellen. Nach Seifert („Kundenstudie“; 2011) erleben Dienstleister, 

dass bei Entscheidungen über Unterstützungsangebote für Menschen mit schweren Behin-

derungen fachliche Gründe zunehmend weniger eine Rolle spielten als Kostenaspekte 

(Seifert 2010)1. Immer häufiger werde die Frage gestellt, ob sich bei diesen Menschen 

Eingliederungshilfe überhaupt ‚lohne’. Ein Berliner Fallmanager meinte beim Besuch ei-

ner Fördergruppe: „[…] wenn Sie dann sehen, der liegt eben da nur auf dem Teppich und 

schlägt die Hände zusammen oder liegt im Bett, guckt eben den Spiegel an, der daneben 

hängt, und das ist der ganze Tag – da sage ich mir auch: Was ist da Eingliederungshilfe?“ 

(Seifert 2010, 242)  
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• Am gravierendsten und folgenreichsten ist jedoch die Form des Behindert-Werdens, die 

darin liegt, dass sie weitgehend gar nicht wahrgenommen werden. Nach Hahn u.a. 

(2004) findet eine „Verweigerung des Zusammenlebens“ statt. Dies sei ein „gesell-

schaftliches Bewältigungsmuster schwerer Behinderung“ (15). Die große Mehrheit unse-

rer Bevölkerung und die meisten Ärzte, Therapeuten, Lehrer und Politiker kennen diese 

Menschen nicht, weil sie in ihrem Alltag nicht vorkommen. In öffentlichen Reden oder 

auch in Publikationen wird über sie gesprochen, obwohl Redner oder Schreiber oft nicht 

wissen, über wen sie da sprechen.  

• Und einige stellen sogar ihr Lebensrecht in Frage und bestreiten ihnen – wie etwa Peter 

Singer (1994) – den Personstatus.  

Menschen, die wir schwer, mehrfach und komplex behindert nennen, sind also nicht nur sol-

che, die als Ausgangsbedingungen für ihre Entwicklung und Lebensgeschichte und für ihre 

Teilhabe am Leben in unserer Gesellschaft vielfältige, oft komplexe, auf jeden Fall gravieren-

de Beeinträchtigungen mitbringen. Das stimmt natürlich, aber das behindert sie nicht unbe-

dingt. Sie werden vor allem behindert – durch unzureichende und vorenthaltene Angebote 

des Lernens, von Hilfen, Therapien und Förderung, sowie durch Ausgrenzung und nicht 

wahrgenommen Werden in einem schwersten Maße. Es sind – mit Fröhlich (1997) – Men-

schen, die andere Menschen ganz grundlegend brauchen. Sie brauchen sie als Interaktions-

partner, die sie wahr- und ernstnehmen, als Kommunikationspartner, die sie verstehen, und 

auch eine Wissenschaft, die sich mit ihnen befasst sowie Menschen, die für die Praxis Kon-

zepte entwickeln, erproben, bekanntmachen und evaluieren.  

Die Aufträge der BRK: Wie kann Menschen mit schwerer 
und komplexer Behinderung Teilhabe ermöglicht werden?  
Die BRK lässt sich als Auftragsbuch lesen – aus dem Blickwinkel der Menschen, die wir als 

schwer und komplex behindert betrachten: Wie gut sind ihre Chancen auf Teilhabe in den 

verschiedenen Lebensbereichen, und wie können ihre spezifischen Barrieren überwunden 

werden? Wie gelingt Inklusion, in der diese Menschen sich zugehörig fühlen können? 

Botschaft der Inklusions-Idee: Systeme, die Inklusion ermöglichen 

Dem Behinderungs-Verständnis der BRK entspricht eine systemische Sichtweise: Inklusion 

und Exklusion hängen nicht (nur) von der ‚Risiko-Person’ ab. Ob jemand in einem sozialen 

System dazu gehört, einen wichtigen Platz einnimmt, hängt vom System ab: Nicht Menschen 

sind inkludierbar oder nicht, Systeme sind mehr oder weniger inklusionsfähig. Hier, bei den 

Systemen und ihrer Integrationspotenz, also ihrer Fähigkeit, jeden willkommen zu heißen, 
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setzt die Idee der Inklusion an. Sie dreht die Handlungs- und Verantwortungsperspektiven 

um, es geht um Beseitigung der Teilhabe-Barrieren.  

� Film ‚Treppe weg’: Nicht der körperbehinderte Mensch ist das Hindernis, sondern die 

Treppe.  

Welche Barrieren der Teilhabe können wie beseitigt werden? Die Gesellschaft als Ganze kann 

das nicht leisten, sondern nur die in ihr vorhandenen Teilsysteme. In allen Lebensbereichen 

sollen es geeignete Maßnahmen und Vorkehrungen ermöglichen, auch Menschen mit 

schwerer und komplexer Behinderung willkommen heißen zu können. Und ihnen z.B. die 

qualifizierte Unterstützung zu geben, die sie bei der Teilhabe benötigen. Das soll sich in ei-

nem Zugehörigkeitsgefühl (BRK, Präambel m) und Gefühl der Wertschätzung (BRK xxx) 

niederschlagen: Ich bin gefragt. Was ich möchte und denke, danach fragen die anderen. Jeder 

ist gleich wertvoll. Eingebunden in Kommunikation und gemeinsame Aktivität. Eine wichtige 

Rolle spielen, eine Adresse haben nennt das die Systemtheorie (vgl. Fuchs 2011).  

Schauen wir uns einige der BRK-Aufträge genauer an: 

Bewusstseinsbildung (Art. 8) 

Wir sind verpflichtet, „sofortige, wirksame und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um „in 

der gesamten Gesellschaft […] das Bewusstsein für Menschen mit Behinderungen zu schärfen 

und die Achtung ihrer Rechte und ihrer Würde zu fördern“ (a). Kampagnen, Medien, Schu-

lungsprogramme sollen Aufgeschlossenheit, eine positive Wahrnehmung und eine respektvol-

le Einstellung gegenüber den Rechten von Menschen mit Behinderungen bewirken.  

Einstellungen sind tatsächlich ein großes Risiko für die Teilhabechancen von Menschen mit 

schwerer und komplexer Behinderung. Es überwiegt die Meinung, Inklusion funktioniere 

nicht mit ihnen. Exklusion erscheint als das Übliche. Noch glauben zu viele, Menschen mit 

erheblicher Behinderung könnten keine allgemeine Schule besuchen, keine gerne gesehenen 

Nachbarn in der Wohnung nebenan sein.  

Wie ändert man Einstellungen, korrigiert man Meinungen? Kampagnen mögen helfen. Die 

Einstellungsforschung zeigt aber, dass Meinungen und Sichtweisen vor allem von Realitäten 

und Erfahrungen geprägt werden. Wenn wir hier etwas ändern wollen, müssen wir Realitäten 

verändern, Möglichkeiten schaffen und wirklich werden lassen. Wichtig sind deshalb vor al-

lem Praxisbeispiele, die belegen: Menschen können und wollen teilhaben.  

Zugänglichkeit (Art. 9) 

Eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist auch die Zugänglichkeit. Wie gelingt es, Menschen 

mit schwerer und komplexer Behinderung den Zugang „zur physischen Umwelt, zu Trans-
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portmitteln, Information und Kommunikation […] sowie zu anderen Einrichtungen und 

Diensten, die der Öffentlichkeit  […] offenstehen  […] zu gewährleisten“? Barrierefreie Ge-

bäude, Straßen, Transportmittel und Einrichtungen, das meint nicht nur Rampen für Men-

schen im Rollstuhl, sondern auch eine Kommunikation, die allen offensteht. Leichte Sprache 

wird hier gerne als Problemlösung genannt, neben Braille-Schrift für blinde Menschen. Doch 

den Menschen, über die wir sprechen, hilft das nicht viel. Sie sind auf Kommunikationsmög-

lichkeiten angewiesen, bei denen ihr Blick verstanden, ihr Verhalten richtig interpretiert, ihr 

körperlicher Ausdruck wahrgenommen wird. Auch das kann man lernen und öffentlich ma-

chen, dass jeder Mensch kommunizieren kann, wenn man sich auf die Wege einlässt, die ihm 

offenstehen.  

Recht der freien Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu 

Informationen (Art. 21) 

Das Recht der freuen Meinungsäußerung (Art.21) knüpft hier direkt an. Es gilt alle kommuni-

kativen Möglichkeiten zu nutzen, die eigene Meinung zu äußern – und zwar wirksam, sodass 

sie auch gehört und beachtet wird. In Bezug auf Menschen mit schwerer und komplexer Be-

hinderung gehört dazu aber auch, dass sie die Chance bekommen müssen, sich eine eigene 

Meinung überhaupt zu bilden. Gewohnt sind sie, dass man diese kaum von ihnen erwartet. 

Wie und von wem werden sie denn gefragt, ob ihnen ihre Wohnung gefällt und ihre Mitbe-

wohner, das Beschäftigungsangebot und das Essen? In den kleinen, alltagsnahen Dingen, 

kann das gelingen – wenn man es ihnen zutraut und auf ihren Kanälen darüber kommuniziert. 

Rechtsstatus (Art. 10 und Art. 12) 

Dass das Recht auf Leben (Art. 10) in der BRK angesprochen wird, hat in unserem Land mit 

seiner Geschichte eine besondere Bedeutung. Leider werden hier aber die ‚erforderlichen 

Maßnahmen’ nicht ausgeführt.  

In Art. 12 (Gleiche Anerkennung vor dem Recht) wird – auch – Menschen mit schwerer und 

komplexer Behinderung eine volle Rechts- und Handlungsfähigkeit zuerkannt. Das schließt 

eigentlich aus, dass andere für sie Entscheidungen treffen. Es ist allenfalls zulässig und gefor-

dert, ihnen die „Unterstützung zu verschaffen, die sie bei der Ausübung ihrer Rechts– und 

Handlungsfähigkeit gegebenenfalls benötigen“ (3). Jedem Menschen wird damit das Recht 

und die Fähigkeit zur umfassenden Selbstbestimmung zugeschrieben. Das ist eine sehr große 

Herausforderung. Sie muss uns veranlassen, in wirklich jeder Situation, in der wir Entschei-

dungen für die Menschen für unumgänglich halten, sehr genau nachzufragen, wie dabei ihr 

erkennbares oder zumindest ihr vermutbares Interesse leitend werden kann. 
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Selbstbestimmte Teilhabe in allen Lebensbereichen 

Es gibt den schönen Satz, dass man bei einer Inklusion von Anfang an später nicht mehr in-

tegrieren müsse. Das hat Muth (1984) schon zu Zeiten der Integration gesagt, und es ist natür-

lich gut, früh damit anzufangen. Aber wer im System der Familie voll inkludiert ist, ist es in 

anderen Lebensbereichen noch lange nicht. Konkret wird Inklusion in jedem gesellschaftli-

chen System je für sich und von neuem. In Bezug auf jedes einzelne System stellen sich – 

gerade auch für Menschen mit schwerer und komplexer Behinderung – zwei Fragen: 

o Wie können alle Menschen hier willkommen sein? Wer unterstützt die Menschen dabei, 

dort mitzumachen – und die Systeme, alle willkommen heißen zu können. Von der Fami-

lie über die Kitas, die Schulen, Betriebe, Nachbarschaften, Sportvereine, Volkshochschu-

len bis zu Geschäften, die Menschen mit Behinderung als Kunden gewinnen wollen und 

in der Kneipe und beim Konzert, in der Kunstausstellung und beim Volksfest.  

o Solange, und das wird wohl zumindest eine Zeit lang noch so sein, nicht alle sozialen Sys-

teme in unserer Gesellschaft inklusiv sind, müssen wir wohl auch besondere Angebote er-

halten, damit Menschen mit schwerer und komplexer Behinderung nicht völlig an der 

Teilhabe gehindert werden. Allerdings sollten diese selbst auch möglichst ‚inklusiv’ aus-

gerichtet sein. Achtung und Wertschätzung, Eröffnung aller möglichen und notwendigen 

Kommunikationswege und von Selbstbestimmung über möglichst viele Lebensvollzüge, 

das Gefühl von Zugehörigkeit, und Verbindungen in die ‚normale’ Welt hinein und Ko-

operationen, all das kann auch in einer besonderen Einrichtung gewährleistet werden. 

Freiheit von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch (Art. 16) 

Artikel 16 verpflichtet zu allen „geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial-, Bildungs- 

und sonstigen Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen sowohl innerhalb als auch au-

ßerhalb der Wohnung vor jeder Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch, einschließ-

lich ihrer geschlechtsspezifischen Aspekte, zu schützen“ (1). Hier liegen tatsächlich besonde-

re Exklusionsrisiken für Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf. Sie sind besonders ge-

fährdet, Gewalt zu erfahren. Und dass mit ihnen nicht kommuniziert wird und ihre Versuche 

zur Selbstbestimmung missachtet werden. Dass es niemanden interessiert, wie es ihnen geht 

und was sie möchten. Zwei Beispiele aus einer Untersuchung von Monika Seifert (Seifert u.a. 

2001) zur Lebensqualität von Menschen mit hohem Hilfebedarf belegt das. Studierende haben 

solche Beobachtungen in Wohn- und Pflegeheimen um Köln gemacht. 

Frau S. wird im Bett gewaschen. Zwei Mitarbeiterinnen ziehen sie aus […]. Eine hält ihre Hände 

fest, damit die andere sie waschen kann. Frau S. schreit wie ein Baby, sehr lang anhaltend und 
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stoßweise. Sie wird zum Waschen mehrmals hin und her gedreht, wobei sie sich jeweils durch ent-

gegengesetzte Bewegungen zu entwinden versucht. […] als Frau S. fertig angezogen ist und – im-

mer noch schreiend – in den Rollstuhl gehoben wird, ruft eine Mitarbeiterin Frau S. laut beim Na-

men. Frau S. verstummt sofort.  

Natürlich ist es in sehr vielen Heimen anders. Aber wer so abhängig ist von anderen, kann das 

erleben. Es kann ihm auch so gehen wie Herrn U.: 

Herr U. […erhält täglich] Weißbrot mit Schmierwurst oder Käse, das in Kaffee aufgeweicht ist. Er 

gibt deutlich zu verstehen, dass er diesen Brei nicht mag. Andere Speisen und Getränke nimmt er 

ohne Widerspruch zu sich: […] Er kniff die Lippen fest zusammen. Nach drei Versuchen, ihn frei-

willig zum Essen zu bewegen, zog  […die Betreuerin] gewaltsam seinen Unterkiefer herunter und 

schob ihm das Brot in den Mund. […] Dabei kniff er seine Augen zusammen und schüttelte den 

Kopf schnell hin und her.  

Hier erscheint die Selbstbestimmung von Herrn U. irrelevant, kein wichtiges Ziel. Und nie-

mand interessiert sich für das, was er mitzuteilen versucht. Es scheint nur darum zu gehen, 

dass er genügend Nahrung zu sich nimmt, und zur Erreichung dieses Ziels wird sogar Gewalt 

angewandt.  

Dass diese Erfahrung von Gewalt und missachteter Selbstbestimmung nicht sein muss, zeigen 

positive Beispiele wie das folgende. Die Achtung der Selbstbestimmung vermeidet Gewalt. 

„Beim Abendessen stehen an Frau L.s Platz zwei Teller mit Brei bereit. In dem einen befindet sich 

ein Eintopf (Mittagsrest), in dem anderen ein süßer Brei. Die Betreuerin erklärt mir, dass Frau L. 

(blind) manchmal süße Speisen bevorzugt und dass sie ihr deshalb gerne beides anbieten möchte. 

[...] Sie beginnt, ihr den herzhaften Brei zu geben, und achtet auf Frau L.s Reaktion. Sie wechselt 

nach wenigen Löffeln zu dem süßen Brei und es scheint, als helle sich der Gesichtsausdruck von 

Frau L. auf. (B)“ 

Inklusive Familien 

In Artikel 23 „Achtung der Wohnung und der Familie“ heißt es u.a.: „In keinem Fall darf das 

Kind aufgrund einer Behinderung entweder des Kindes oder eines oder beider Elternteile von 

den Eltern getrennt werden.“ (4) Über Familien wird erstaunlicherweise im Zusammenhang 

mit der Inklusion kaum gesprochen. Sie ist das inklusivste soziale System in unserer Gesell-

schaft. Nirgends sonst gelingt es so oft, dass ganz unterschiedliche Menschen selbstverständ-

lich zusammenleben, nicht nur der eigentlich noch völlig unfähige Säugling und – oft – auch 

die demente Großmutter, sondern auch Kinder mit schwersten Beeinträchtigungen. Sie wach-

sen nicht nur mit ihr und in ihr auf, sondern spielen dort oft eine sehr wichtige Rolle. Das 

heißt nicht, dass Familien nicht auch überfordert sein können – aber die meisten von ihnen 
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beweisen doch: Es ist eine Mär, dass es nicht möglich sein sollte, dass Menschen mit schwe-

rer und komplexer Behinderung selbstverständlich, von Anfang an und mit einer wichtigen 

Rolle dazu gehören, wertgeschätzt und anerkannt werden, dass sie in Kommunikation einbe-

zogen und auch ihre minimalsten Äußerungen verstanden, ihre Bedürfnisse wahrgenommen 

und ihnen die Unterstützung gegeben wird, die sie brauchen. 

Wie(so) gelingt das in Familien sehr oft? Könnte ein Gelingensfaktor die Entdeckung die-

ser: Eltern sein, dass da ein Mensch ist, den sie lieben können, mit dem man kommunizieren 

kann, der eine eigene Persönlichkeit ist? Wir haben in unseren BiSB-Erhebungen (Klauß u.a. 

2006) gefunden, dass Eltern viel mehr als andere an ihren Söhnen und Töchtern positive Ei-

genschaften benennen, während ihnen Fähigkeiten offenbar nicht ganz so wichtig sind, dar-

auf achten eher die PädagogInnen. Eltern entdecken im Zusammenleben mit ihrem schwerst-

behinderten Kind auch eigene Stärken – und sie entwickeln neue, entwickeln auch Selbstbe-

wusstsein, und sie eignen sich Wissen und Kenntnisse an, das sie sonst nicht gebraucht hätten 

(Klauß 1993).  

Inklusion von Menschen mit schwerer und komplexer Behinderung in Familien wird ermög-

licht durch alles, was Familien stärkt. Kontakt untereinander, was gute Nachbarschaft fördert, 

was auch bedarfsorientiert und -gerecht Angebote macht, von der stundenweisen Betreuung 

über Kurzzeitaufenthalte bis hin zur Begleitung der Menschen mit schwerer und komplexer 

Behinderung auf dem Weg in das kommunale Zusammenleben, zu Kultur und Bildung, zu 

Sport und Musik. 

Bildung (Art. 24)  

Bis vor wenigen Jahren konnten Menschen mit schwerer und komplexer Behinderung gar 

nicht zur Schule gehen, und in vielen Ländern der Erde – auch bei VorreiterInnen der Inklusi-

on – tun sie das bis heute nicht alle. Ob Kinder gemeinsam mit ihren Nachbarskindern Kita 

und Schule besuchen, bestimmt wesentlich mit, ob diese in der Gemeinde und auch im Be-

wusstsein aller wahrgenommen werden. In allgemeinen Kitas findet man Kinder mit hohem 

Hilfebedarf (noch) kaum, hier kann fachliches know how aus Sondereinrichtungen helfen.  

Hier können inklusive Sondereinrichtungen helfen. Die integrative Kindertagesstätte der Le-

benshilfe in Karlsruhe beispielsweise hat 75 Plätze für Kinder ab dem 1. Lebensjahr bis zum 

Schuleintritt, davon 20 für die inklusive Betreuung und Förderung von Kindern mit hohem, 

behinderungsbedingtem Förderbedarf. Pro Gruppe sind es vier Kinder mit geistigen, körperli-

chen und/oder mehrfachen Behinderungen oder mit starken Entwicklungsverzögerungen. Die 

für die inklusive Betreuung und Förderung von Kindern mit Behinderungen zusätzlich not-
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wendigen Fachpersonalressourcen werden aus Mitteln der Eingliederungshilfe finanziert. Das 

ermöglicht es einer Regel-Kita, dass Heilpädagoginnen, Heilerziehungspflegerinnen, Gesund-

heitspflegerinnen und Ergotherapeutinnen zum Personalstamm gehören.  

In der ganzen BRD gibt es vielleicht zwei Hände voll Menschen mit schwerer und komplexer 

Behinderung in Allgemeinen Schulen. Dass das möglich ist, zeigt schon seit Jahrzehnten die 

Fläming Grundschule Berlin. Anzusehen beispielsweise in dem Film Klassenleben.  

Dort ist das längst normal geworden, und die LehrerInnen und Eltern – und vor allem die 

Kinder – haben sich darauf eingelassen, auch das notwendige know how geholt. Schaut man 

den ganzen Film an, so kommen einem aber auch Fragen: Dieses Mädchen ist akzeptiert, ge-

hört dazu, wird wertgeschätzt in dieser Schule. Aber ist es tatsächlich ‚inkludiert’?  

Es fällt auf, dass keine Formen der Unterstützten Kommunikation mit dem Mädchen genutzt 

werden. So ist es mehr von der Kommunikation exkludiert, weil ihm Hilfsmittel vorenthalten 

werden, die hier sinnvoll wären. 

Das soll dieses wirklich gute Beispiel natürlich nicht abwerten. Es zeigt nur noch einmal, dass 

Inklusion kein Zustand ist, der organisiert wird und dann erreicht ist, sondern immer ein neues 

Ziel – verbunden mit hoher Sensibilität dafür, wo immer noch Ausschluss, Exklusion stattfin-

det und überwunden werden sollte.  

Äußerliche Inklusion und Dabeisein bedeutet noch keine wirkliche Teilhabe – das Bild aus 

einer Österreichischen Zeitung … ist ernst gemeint! 

Das Mädchen im Film beteiligt sich beispielsweise kaum aktiv am Unterricht. Hier könnte 

eine entsprechende Qualifikation der Lehrpersonen hilfreich sein, wie das geht – etwa durch 

die Berücksichtigung unterschiedlicher Aneignungsformen (vgl. Klauß 2010; MKJS 2009).  

Arbeit und Beschäftigung (Art. 27) 

Was bedeutet es für Menschen mit schwerer und komplexer Behinderung, wenn die Vertrags-

staaten „das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf Arbeit [anerkennen]; dies 

beinhaltet das Recht auf die Möglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen, die 

in einem offenen, integrativen und für Menschen mit Behinderungen zugänglichen Arbeits-

markt und Arbeitsumfeld frei gewählt oder angenommen wird“ (1)? Gefordert wird u.a.: sie 

im öffentlichen Sektor zu beschäftigen (h), ihre Beschäftigung im privaten Sektor zu fördern, 

u.a. durch Programme, Anreize und andere Maßnahmen (i), und „am Arbeitsplatz angemesse-

ne Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen“ sicherzustellen“ (j).  

Wie weit wird es gelingen, dieses Recht auch für Menschen mit schwerer und komplexer Be-

hinderung einzulösen? Etwa 1% der Menschen mit geistiger Behinderung findet Arbeit auf 
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dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Vermutlich müssen wir uns für Menschen mit hohem Hilfe-

bedarf noch längere Zeit darum kümmern, dass sie zumindest in besonderen Angeboten das 

erfahren können, was Arbeit in unserer Kultur bedeutet. Dazu gehört beispielsweise: 

o Aktivitäten ermöglichen, die interessant sind (also Interesse wecken) und Spaß an der Be-

tätigung hervorrufen; 

o Aktivitäten anregen, bei denen Materialerfahrung möglich ist und Eigenwirksamkeit er-

lebt werden kann; 

o dazu anregen, die Sinne zu nutzen und die Vorstellungskraft zu entwickeln, wie etwas 

aussehen könnte, was man gestaltet; 

o das Erleben von vielfältiger Produktivität, von Selbstwirksamkeit und Selbstbestimmung 

ermöglichen; 

o Lernen und Bildung ermöglichen durch das Kennenlernen und Wahrnehmen der Welt;  

o bei der Aneignung und Anwendung von Fähigkeiten unterstützen, auf die man stolz sein 

sein; 

o Soziales Zusammensein und –gehören fördern, beispielsweise bei gemeinsamer Produkti-

vität; 

o Kommunikation mit anderen Menschen unterstützen. 

Es gibt gute Beispiele dafür, dass und wie Menschen mit hohem Hilfebedarf Tätigkeiten 

nachgehen können, die ihnen die angesprochenen Erfahrungen ermöglichen. In vielen FuB 

findet man diesen Ideenreichtum. Aber ist das auch auf dem Allgemeinen Arbeitsmarkt, in 

‚normalen’ Firmen möglich? Oder hat die Inklusion hier wirklich ihre Grenzen? Vielleicht 

sollten wir unserer Phantasie mal freien Lauf lassen: Weshalb sollten Menschen mit hohem 

Hilfebedarf nicht mal bei einer Autofirma als Tester für behindertengerechte Autos arbeiten – 

oder bei einem Caterer als Vorkoster? In Musikbands oder Theaterstücken gibt es schon Bei-

spiele dafür, dass sie eine wichtige Rolle übernehmen können.  

Wohnen und Teilhabe im Gemeinwesen 

Nach Artikel 18 (Freizügigkeit und Staatsangehörigkeit) erkennen die Vertragsstaaten “das 

gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf Freizügigkeit [an], auf freie Wahl ihres 

Aufenthaltsorts und auf eine Staatsangehörigkeit“ (1). Und Artikel 19 (Unabhängige Lebens-

führung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) weist ihnen „die gleichen Wahlmöglichkei-

ten [zu] wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben“. Dafür gewährleisten sie u.a., 

dass „Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt die Möglichkeit haben […] zu entschei-
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den, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen 

zu leben“ (a).  

Damit inklusives Wohnen gelingt, müssen sie „Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen 

Unterstützungsdiensten […] sowie zu sonstigen gemeindenahen Unterstützungsdiensten ha-

ben, einschließlich der persönlichen Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Ge-

meinschaft und der Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation 

und Absonderung von der Gemeinschaft notwendig ist“ (b).  

Der systemische Ansatz der BRK wird dann darin deutlich, dass die allgemeinen gemeinde-

nahen Dienste Menschen mit Behinderung gleichberechtigt zur Verfügung stehen und ihren 

Bedürfnissen Rechnung tragen müssen (c). Niemand darf gezwungen werden, irgendwo zu 

wohnen, wo er nicht möchte. Und im ‚normalen’ Wohnumfeld müssen die allgemeinen Un-

terstützungsangebote zugänglich sein und sich auf die Bedürfnisse von Menschen mit schwe-

rer und komplexer Behinderung einstellen. Doch das ist nicht alles.  

Wir werden uns darum kümmern müssen, dass Wohnquartiere, dass Sozialräume sich inklusiv 

entwickeln. Begegnung, Einbindung in Kommunikation, wirkliche Zugehörigkeit müssen dort 

erfahrbar werden.  

Das zeigte sich beispielsweise bei WISTA, einem Wohnprojekt in Berlin aus 1990er Jahren. 

Nach den Erkenntnissen von Seifert (2011) ergibt sich „im Wohnumfeld von Menschen mit 

schweren Behinderungen“ soziale Akzeptanz „nicht von selbst. Wenn schwer behinderte 

Menschen den Leuten im Umfeld ‚nicht zu nahe kommen’, werden sie – aus der Distanz – 

akzeptiert und ihre Betreuer ob der schweren Aufgabe bewundert (‚sowas könnte ich nicht’). 

[…] Schwierigkeiten gibt es nach wie vor im unmittelbaren nachbarschaftlichen Zusammen-

leben, vor allem wenn das Verhalten der behinderten Menschen gewohnte Routinen ‚stört’.“ 

(ebd.) Gute Kontakte entwickeln sich vor allem dann, wenn der behinderte Mensch von klein 

auf bekannt ist: „Wir haben eine tolle Hausgemeinschaft und auch die Nachbarn sind alle sehr 

offen gegenüber meinem Sohn, da sie ihn auch von klein auf kennen. (…) Und wenn ich Hilfe 

brauche, dann rufe ich irgendwo an und dann kommt auch jemand und unterstützt mich. Ich 

hab lange keinen Lifter gehabt im Bad und da hat mir dann jemand geholfen, meinen Sohn 

aus der Badewanne zu heben.“ (Seifert 2010, 158)2. 

Ähnlich wie bei den Kitas gibt es Beispiele für ‚inklusive Sondereinrichtungen’ im Bereich 

des Wohnens. Dazu gehören vor allem Integrative Wohngemeinschaften. Sie gibt es immer 

mehr – auch unter Einbeziehung von Menschen mit schwerer und komplexer Behinderung. 

Oft sind es Eltern, die für ihre Töchter und Söhne das organisieren. Oft kooperieren sie dabei 

aber auch mit der Lebenshilfe, die z.B. Assistenzdienste anbieten kann (vgl. Bros-Spähn 2007.  
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Teilhabe am Gesundheitswesen (Art. 25) 

Schließlich ist es für Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf von großer Bedeutung, dass 

die Vertragsstaaten „das Recht von Menschen mit Behinderungen auf das erreichbare 

Höchstmaß an Gesundheit ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung“ anerkennen und 

sich verpflichten, „alle geeigneten Maßnahmen“ zu treffen, um den Zugang zu „Gesundheits-

diensten, einschließlich gesundheitlicher Rehabilitation“ zu gewährleisten (Art.25). Es handelt 

sich um einen für sie besonders wichtigen Teilhabebereich. Sie werden viel häufiger krank als 

andere, brauchen Behandlung, bekommen diese aber nicht so leicht. Ich möchte Ihnen zum 

Thema Teilhabe am Gesundheitswesen einen kurzen Text von Jeanne Nicklas-Faust über ihre 

Tochter Eva vorlesen: 

„Als Eva aus der Schule kommt, ist sie ganz unleidlich. Im Mitteilungsheft schrieben die Lehrerin-

nen, dass es schon den ganzen Tag so war und sie es sich nicht erklären können. Eigentlich wollten 

wir jetzt einkaufen, aber dieser Plan fällt flach. Eva geht es dafür nicht gut genug. Beim Spielen, 

bei dem sie auch wieder lachen kann, fällt mir auf, dass sie einen Arm nicht so richtig benutzt. Wir 

machen einen Abstecher ins Krankenhaus. Das Ergebnis: Der Arm ist gebrochen“ (Nicklas-Faust 

2008).  

Auch das Gesundheitssystem ist ein gesellschaftliches System, an dem man teilhaben – oder 

von dem man exkludiert sein kann. Was beeinträchtigt Evas Teilhabe an diesem System?  

o Ihre Einschränkungen. Sie spürt anscheinend keine Schmerzen, deshalb konnte ihr gebro-

chener Arm erst spät und durch Zufall entdeckt und behandelt werden.  

o Ihre Beeinträchtigung hindert sie an der Teilhabe in der Schule, in der Freizeit, am Ver-

gnügen – aber sie erfährt (zunächst) keine adäquate Hilfe. Weshalb? 

o Ihre Umgebung versteht ihre Signale nicht, ihre Art der Mitteilung. Sie enthält ihr Hilfe 

vor. 

Oder positiv ausgedrückt: Zum Glück gibt es jemanden, hier ihre Mutter, selbst Ärztin, die 

kapiert, was los ist. Die ihre Signale doch lesen kann. Die mit ihr in die Klinik geht. Die ver-

anlasst, dass sie Hilfe erhält. Allerdings: Evas Teilhabe am Gesundheitswesen hängt sehr von 

privatem Engagement und vom Zufall ab.  

Inklusion wäre hier mehr. Z.B. dass im Gesundheitsweise Instrumente bekannt sind, die bei 

nicht sprechenden Menschen die Diagnostik von Schmerzen ermöglichen. Und die es – spe-

ziell für Menschen mit schwerer und komplexer Behinderung – bereits gibt. So kann man 

etwa mit Hilfe eines Beobachtungsbogens eine verhaltensorientierte Evaluierung des Aus-

drucks von Schmerz durchzuführen. Er heißt EDAAP3-Schmerzskala und wurde im Kran-

kenhaus Hôpital Marin im französischen Hendaye erarbeitet (Belot 2011)3. Da die sprachliche 
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Kommunikation fehlt, werden im Wesentlichen somatische Ausdrucksmöglichkeiten und 

psychomotorische Auswirkungen genutzt. 

So können auch Menschen, die ihre gesundheitlichen Probleme nicht ausdrücken, die 

Schmerzen womöglich nicht einmal eindeutig wahrnehmen können, trotzdem Unterstützung 

bekommen – und damit an dem Teilhaben, was unser Gesundheitswesen ‚vorhält’.  

Fazit 
Menschen mit schwerer und komplexer Behinderung sind besonders gefährdet, exkludiert zu 

werden. Das ist das Wesentliche ihrer Behinderung und begrenzt ihre Chancen auf Teilhabe 

in allen Lebensbereichen grundlegend. Es bedarf einer Entwicklung der sozialen Systeme, 

diese Teilhabe zu ermöglichen.  

Dabei sind wir uns bewusst, dass ‚äußerliches Dabeisein’ wichtig und wünschenswert ist, das 

tatsächliche Dazugehören aber entscheidend ist. Man muss konkret fragen, wie das Verhältnis 

von Inklusion und Exklusion jeweils ist – in einem Wohnblock ohne Kontakt zum Nachbarn 

oder in der ‚inklusiven Sondereinrichtung’ – z.B. im Mehrgenerationenhaus – oder in der 

Wohnstätte. Und wie das konkrete Teilhaben, das Mitmachen, das Dazugehören, das Will-

kommensein tatsächlich stattfindet und – bei Bedarf – unterstützt werden kann.  

Teilhabe für Menschen mit schwerer und komplexer Behinderung ist möglich, und sie haben 

gleichermaßen ein Recht darauf. Die Hürden sind höher – für sie und für diejenigen, die das 

ermöglichen wollen. Aber sie sind bewältigbar. Wobei wir im Blick haben, dass Inklusion 

und Teilhabe keine zu erreichenden Zustände sind, sondern Wege zum Ziel, den wir immer 

weiter gehen müssen. 
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Anhang 

Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport 

(Art. 30) 

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen, gleich-
berechtigt mit anderen am kulturellen Leben teilzunehmen, und treffen alle geeigneten Maß-
nahmen, um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen 

a. Zugang zu kulturellem Material in zugänglichen Formaten haben; 
b. Zugang zu Fernsehprogrammen, Filmen, Theatervorstellungen und anderen kul-

turellen Aktivitäten in zugänglichen Formaten haben; 
c. Zugang zu Orten kultureller Darbietungen oder Dienstleistungen, wie Theatern, Muse-

en, Kinos, Bibliotheken und Tourismusdiensten, sowie, so weit wie möglich, zu 
Denkmälern und Stätten von nationaler kultureller Bedeutung haben. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen die 
Möglichkeit zu geben, ihr kreatives, künstlerisches und intellektuelles Potenzial zu entfalten 
und zu nutzen, nicht nur für sich selbst, sondern auch zur Bereicherung der Gesellschaft. 

(3) Die Vertragsstaaten unternehmen alle geeigneten Schritte im Einklang mit dem Völker-
recht, um sicherzustellen, dass Gesetze zum Schutz von Rechten des geistigen Eigentums 
keine ungerechtfertigte oder diskriminierende Barriere für den Zugang von Menschen mit 
Behinderungen zu kulturellem Material darstellen. 

(4) Menschen mit Behinderungen haben gleichberechtigt mit anderen Anspruch auf Anerken-
nung und Unterstützung ihrer spezifischen kulturellen und sprachlichen Identität, ein-
schließlich der Gebärdensprachen und der Gehörlosenkultur. 

(5) Mit dem Ziel, Menschen mit Behinderungen die gleichberechtigte Teilnahme an Erho-
lungs-, Freizeit– und Sportaktivitäten zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten geeignete 
Maßnahmen, 

a. um Menschen mit Behinderungen zu ermutigen, so umfassend wie möglich an breiten-
sportlichen Aktivitäten auf allen Ebenen teilzunehmen, und ihre Teilnahme zu fördern; 

b. um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit haben, behin-
derungsspezifische Sport– und Erholungsaktivitäten zu organisieren, zu entwickeln 
und an solchen teilzunehmen, und zu diesem Zweck die Bereitstellung eines geeigne-
ten Angebots an Anleitung, Training und Ressourcen auf der Grundlage der Gleich-
berechtigung mit anderen zu fördern; 

c. um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Sport-, Erholungs– 
und Tourismusstätten haben; 

d. um sicherzustellen, dass Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kin-
dern an Spiel-, Erholungs-, Freizeit– und Sportaktivitäten teilnehmen können, ein-
schließlich im schulischen Bereich; 

e. um sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu Dienstleistungen 
der Organisatoren von Erholungs-, Tourismus-, Freizeit– und Sportaktivitäten haben. 
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Art. 20 — Persönliche Mobilität 

Die Vertragsstaaten treffen wirksame Maßnahmen, um für Menschen mit Behinderungen per-
sönliche Mobilität mit größtmöglicher Unabhängigkeit sicherzustellen, indem sie unter ande-
rem 

a. die persönliche Mobilität von Menschen mit Behinderungen in der Art und Weise und 
zum Zeitpunkt ihrer Wahl und zu erschwinglichen Kosten erleichtern; 

b. den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu hochwertigen Mobilitätshilfen, Ge-
räten, unterstützenden Technologien und menschlicher und tierischer Hilfe sowie Mit-
telspersonen erleichtern, auch durch deren Bereitstellung zu erschwinglichen Kosten; 

c. Menschen mit Behinderungen und Fachkräften, die mit Menschen mit Behinderungen 
arbeiten, Schulungen in Mobilitätsfertigkeiten anbieten; 

d. Hersteller von Mobilitätshilfen, Geräten und unterstützenden Technologien ermutigen, 
alle Aspekte der Mobilität für Menschen mit Behinderungen zu berücksichtigen. 

Art. 26 — Habilitation und Rehabilitation 

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, einschließlich durch die 
Unterstützung durch andere Menschen mit Behinderungen, um Menschen mit Behinderungen 
in die Lage zu versetzen, ein Höchstmaß an Unabhängigkeit, umfassende körperliche, geisti-
ge, soziale und berufliche Fähigkeiten sowie die volle Einbeziehung in alle Aspekte des Le-
bens und die volle Teilhabe an allen Aspekten des Lebens zu erreichen und zu bewahren. Zu 
diesem Zweck organisieren, stärken und erweitern die Vertragsstaaten umfassende Habilita-
tions– und Rehabilitationsdienste und –programme, insbesondere auf dem Gebiet der Gesund-
heit, der Beschäftigung, der Bildung und der Sozialdienste 

Risiko nicht passender Angebote und Unterstützungsmöglichkeiten 

Inklusion ist kein formales Dabeisein, das haben wir schon angesprochen. Es geht um tatsäch-

liche Teilhabe. Ein Bild aus einer Zeitung zeigt einen Jungen, der im Unterricht dabei ist, aber 

in einem Käfig sitzt. Unter dem Bild steht auch noch, der schwerstbehinderte Junge könne ja 

auch im Unterricht dabei sein. Offenbar hat aber niemand eine Ahnung, wie man ihn tatsäch-

lich einbeziehen kann. Wie man ihn teilhaben lassen kann.  

 

Strategien zur Stärkung der Teilhabechancen  

Die gegenwärtigen Entwicklungen machen deutlich, dass die Forderung nach sozialer Inklusion in 

allen Lebensbereichen gezielte Aktivitäten zur Stärkung der Teilhabechancen von Menschen mit 

schweren Behinderungen notwendig macht. Integrationserfolge in diesem Bereich beziehen sich 

bislang überwiegend auf einzelne Personen oder Personengruppen, gestützt auf das Engagement 

der unmittelbar Beteiligten, wie Eltern, Lehrer, Einrichtungsträger. Inklusion hat demgegenüber 

einen umfassenden Anspruch.  
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Valentin Aichele präzisiert:„Die Gesellschaft für behinderte Menschen zu öffnen geht über das 

hinaus, was traditionell mit ‚Integration’ gemeint ist. Der Konvention geht es nicht nur darum, in-

nerhalb bestehender Strukturen Raum auch für Behinderte zu schaffen. Sie will eine inklusive Ge-

sellschaft. Danach sind gesellschaftliche Strukturen selbst so zu gestalten und zu verändern, dass 

sie der realen Vielfalt menschlicher Lebenslagen – gerade auch von Menschen mit Behinderungen 

– von vornherein gerecht werden.“ (Aichele 2010, 6)  

Die Umsetzung von Inklusion erfordert Aktivitäten in unterschiedlichen Bereichen, die teils auf der 

Ebene des Individuums und seiner Lebenswelt, teils auf der Systemebene und im Sozialraum lokali-

siert sind und miteinander in Wechselwirkung stehen (vgl. Seifert 2010).  

Viele Träger von Einrichtungen und Diensten der Behindertenhilfe haben sich in den letzten Jah-

ren „auf den Weg in die Gemeinde“ begeben, durch Aktualisierung ihrer Konzeptionen, durch 

Veränderungen ihrer Strukturen, durch inklusive Praxisprojekte, durch Öffentlichkeitsarbeit. Man-

che entwickeln Konzepte, die auch Menschen mit schweren Behinderungen einbeziehen. Gesetzli-

che Regelungen und administrative Vorgaben setzen diesen Vorhaben oft enge Grenzen.  

Hier die Weichen neu zu stellen sowie innovative Konzepte zu entwickeln und Veränderungen der 

Strukturen zu initiieren, ist eine der dringendsten Herausforderungen der nächsten Zeit. Dabei ist 

von vornherein darauf zu achten, dass der Personenkreis der Menschen mit hohem Unterstüt-

zungsbedarf nicht vergessen wird. Das käme einer erneuten Ausgrenzung gleich, die den verhei-

ßungsvollen inklusiven Ansatz hohl erscheinen lässt.  

Handlungsfeld: Das Individuum in seiner Lebenswelt  

Teilhabestärkende Strategien können in diesem Handlungsfeld auf die Formel gebracht wer-

den: Individuelle Ressourcen stärken – soziale Netzwerke entwickeln – Ressourcen im Gemeinwe-

sen erschließen – Partizipation realisieren.  

   

Individuelle Ressourcen stärken: Die Stärkung der Persönlichkeit, das Entwickeln von Selbstver-

trauen sowie das Erleben von Sicherheit und unbedingter Wertschätzung sind eine notwendige Ba-

sis zur Realisierung von Teilhabe. Im Kern geht es darum, Gelegenheit für persönliche Entwick-

lung, für angemessene Kommunikation und psychosoziales Lernen zu bieten, um psychische Prob-

leme, Lebenskrisen oder verfahrene Lebenslagen besser bewältigen zu können. Grundlage für die 

Entwicklung individuell passender Handlungskonzepte ist eine interdisziplinäre und multiprofessi-

onelle Diagnostik, die lebensgeschichtliche Erfahrungen und Bedingungsfaktoren der aktuellen 

Lebenssituation sowie die subjektive Perspektive des Betroffenen einbezieht.  

Soziale Netzwerke entwickeln: Von zentraler Bedeutung ist die Entwicklung tragfähiger sozialer 

Beziehungen mit Menschen, die nicht professionell in die Gestaltung des Alltags involviert sind. 

Positiv erlebte soziale Beziehungen stärken das psychische Wohlbefinden und die Entwicklung der 

persönlichen Identität (vgl. Beck 2008). Sie geben Halt in Krisen und Belastungen. Durch Intensi-

vierung von Kontakten mit Menschen außerhalb des engen Wohnbereichs (wenn sie vom Einzelnen 
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zugelassen werden) können so genannte „entlokalisierte Nachbarschaften“4 entstehen – ein Netz 

von Leuten, die nicht zum unmittelbaren Umfeld gehören, sich aber als Unterstützer des behinder-

ten Menschen verstehen, beispielsweise im Sinne einer Patenschaft, die Kontinuität in der Bezie-

hung bietet und dadurch Vertrauen schafft. Sie können als „Türöffner“ in die Gemeinde agieren. 

Ressourcen im Gemeinwesen erschließen: Unter der Zielperspektive Inklusion reicht es nicht aus, 

Wohnmöglichkeiten für Menschen mit schweren Behinderungen inmitten der Gemeinde zu schaffen 

und Individuum-bezogen Unterstützung zur Bewältigung des Alltags sowie emotional Sicherheit 

und Geborgenheit zu geben. Viel mehr als bisher ist auch der Sozialraum in den Blick zu nehmen, 

Kontakte in der Gemeinde, im Stadtteil oder im Wohnquartier zu knüpfen zu entwickeln, um die 

gleichberechtigte Zugehörigkeit dieses Personenkreises zum Gemeinwesen bewusst zu machen. 

Mitarbeitenden von Einrichtungen und Diensten kommt auf dem Weg in die Gemeinde eine Schlüs-

selrolle zu. Sie müssen ihre Aufgabenfelder erweitern und sich Kompetenzen aneignen, die Inklusi-

onsprozesse unterstützen. Bislang stand der schwer behinderte Bewohner selbst im Mittelpunkt: 

sein Wohlbefinden, die Förderung seiner Fähigkeiten und der zwischenmenschlichen Beziehungen 

sowie der Umgang mit Verhaltensauffälligkeiten – all dies waren und sind große Herausforderun-

gen bei der Gestaltung des Alltags. 

Dabei wird aber oftmals übersehen, dass schwer behinderte Menschen nicht nur Bewohner einer 

Einrichtung sind mit Anspruch auf eine qualitätsvolle Begleitung und Betreuung, sondern in erster 

Linie Bürger der Gesellschaft, die bei der Wahrnehmung dieser Rolle besonderer Unterstützung 

bedürfen. Wenn Menschen mit Behinderungen in sozialen Rollen wahrgenommen werden, welche 

die Gemeinsamkeit von Menschen mit ohne Behinderung dokumentieren (zum Beispiel als Kunde 

im Supermarkt) und weniger in Rollen, welche die Unterschiede bewusst machen (beispielsweise 

als Heimbewohner, meist in Gruppen auftretend), kann das soziale Umfeld für die Belange von 

Menschen mit Behinderung sensibilisiert werden und – im günstigen Fall – Bereitschaft zum Zu-

sammenleben in Nachbarschaften entwickeln. 

Dennoch gibt es kein „Rezept“, nur Erfahrungen und daraus resultierende Empfehlungen. In je-

dem Einzelfall müssen individuell passende Wege gefunden werden, die – zumindest punktuell – ei-

ne Einbindung in die Gemeinde möglich machen, durch  

das Erschließen der lokalen Infrastruktur, 

die Entwicklung gemeinsamer Projekte mit anderen sozialen Organisationen, 

   

   

   

die Integration in Arbeitsbereiche, die für das Gemeinwesen Bedeutung haben.  
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Dabei ist immer zu fragen, ob die geplanten Aktivitäten den Bedürfnissen und Interessen der Betei-

ligten entsprechen.  

Partizipation realisieren: Unter der Prämisse, dass jeder Mensch im Rahmen seiner Möglichkeiten 

sein Leben entsprechend seinen individuellen Bedürfnissen und Interessen aktiv gestaltet, ist die 

aktive Einbeziehung von Menschen mit Behinderungen bei der Ermittlung ihres Unterstützungsbe-

darfs und der Hilfeplanung unabdingbar ist. Ihre Vorstellungen von einem „guten“ Leben sind der 

Ansatzpunkt für die Gestaltung der Hilfen. In diesem Sinn argumentiert Heiner Keupp: „Wir haben 

kein Recht, für die Betroffenen zu definieren, was für sie gut und qualitätsvoll ist. Dieses Handeln 

birgt die Gefahr der Bevormundung, der fürsorglichen Belagerung. Notwendig ist eine Perspektive, 

die Lebenssouveränität fördert - also eine Empowerment-Perspektive – und die ist ohne weitestge-

hende Einbeziehung der Betroffenen nicht vorstellbar.“ (Keupp 2000, 15) 

Für Menschen mit Behinderung, die nicht für sich selbst sprechen können, sind durch geeignete 

Verfahren und unterstützende Materialien Möglichkeiten zur Mitwirkung an der individuellen Teil-

habeplanung zu eröffnen. Beispielhaft sei die Methode der persönlichen Zukunftsplanung genannt, 

die selbst gewählte Unterstützerkreise integriert und Bündnispartner einbezieht, welche die Umset-

zung der persönlichen Ziele unterstützen. Auf diese Weise wird die Forderung „Nichts über uns 

ohne uns!“ auch bei Menschen, die nicht für sich selbst sprechen können, ernst genommen und 

Partizipation praktiziert.  

Handlungsfeld: Systemebene und Sozialraum  

Friedrich Dieckmann (2010) hat auf der Basis von empirischen Befunden aus Großbritannien, den 

Niederlanden und Deutschland Rahmenbedingungen für die Gestaltung unterstützender Lebensbe-

dingungen von Menschen mit herausforderndem Verhalten in den Kommunen beschrieben und an 

konkreten Beispielen konkretisiert. Als zentrale Dimensionen einer örtlichen Teilhabeplanung, die 

den Personenkreis integriert, werden folgende Aspekte genannt:  

   

Versorgungsverpflichtung und bereichsübergreifendes Netzwerkmanagement  

Beratung von außen, therapeutische und medizinische Hilfen  

Krisenintervention  

Häusliches Wohnen in unterschiedlichen Settings 

Arbeit, Beschäftigung, Freizeit: Individualisierung und Flexibilität 

Bedarfsgerechte Dienste und qualifizierte Unterstützer (Familienunterstützende Dienste, Wohnen) 

Individuelle Hilfeplanung und Casemanagement 

Öffentlichkeitsarbeit im Gemeinwesen: Vorurteile abbauen und Konflikte entschärfen.  

Angesichts der unterschiedlichen Bedarfslagen muss die Angebotsstruktur vielfältig und flexibel 

nutzbar sein. Bereits bestehende innovative Konzepte und deren Umsetzung in der Praxis zeigen 

Wege auf, die Verbreitung finden sollten. Wichtige Voraussetzung für die Entwicklung inkludieren-
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der Strukturen und Konzepte ist der Grundsatz, dass Entwicklung und Teilhabe eines sozialen Kon-

textes bedürfen, der verlässlich emotionalen Halt und Unterstützung in allen Lebenslagen sichert – 

wie immer die Unterstützungsarrangements gestaltet sind. Das heißt im Klartext: Inklusion bezieht 

sich nicht allein auf die strukturelle Bedingungen und soziale Netzwerke in der Gemeinde. Inklusi-

on fängt bei den alltäglichen Kontakten im Lebensbereich Wohnen an. Die Qualität der unmittel-

baren Nahbeziehungen ist für Menschen mit spezifischem Unterstützungsbedarf von existenzieller 

Bedeutung. Die Entwicklung dialogischer Beziehungen unter erschwerten Bedingungen erfordert 

eine intensive Begleitung, Raum und Zeit, Kompetenz und unbedingte Parteinahme. Ohne diese 

personellen und materiellen Ressourcen ist soziale Inklusion für diesen Personenkreis nicht reali-

sierbar.   

 

Was bedeutet die BRK speziell für den Personenkreis von Menschen mit hohem/komplexem 

Hilfebedarf? Was heißt Inklusion/Teilhabe für sie? Welche Forderungen/ Herausforderun-

gen/Hindernisse etc. sind damit verknüpf …?  

 
Inklusion, Teilhabe, Empowerment, Mitbestimmung. Es soll thematisiert wer-

den, was Menschen mit Behinderung an Bedingungen brauchen, wie sie selbst 

befähigt werden können bzw. welche Fähigkeiten zu unterstützen sind, um 

mehr Teilhabe zu erreichen. Das soll anhand mehrerer Artikel und Beispiele 

deutlich werden. Jetzt kam die Idee auf, Sie um einen Grundsatzartikel zu 

bitten, der die Hinführung bzw. die Klammer für diese Beiträge bilden könn-

te. 

 

BRK: Menschenrecht, Achtung, Selbstbestimmung (allenfalls decision support), Einbezie-

hung, Inklusion … 

  

                                                 
1 „Es gibt die Meinung, dass die dichte Betreuung von Menschen mit geistiger Behinderung Luxus ist. Das ist 

aus den Köpfen oftmals gar nicht rauszukriegen und es bedarf einer wahnsinnigen Anstrengung in jedem einzel-

nen Fall, die zu überzeugen davon, dass bestimmte Hilfen notwendig sind.“ (Seifert 2010) 

2 Ein Mitarbeiter berichtet: „Sie [die Nachbarn; Anm. M.S.] mögen keine Leute wie unsere, die 

dann schreien, die auffallen, die komisch aussehen, die sich auch mal auf jemanden stürzen, wo 

man so schnell manchmal nicht ist. Wenn wir im Sommer im Garten waren, wurde die Polizei geru-

fen, weil die Mittagsruhe nicht eingehalten wurde. Man kann unseren Leuten nicht sagen, von eins 

bis drei darf keiner rufen. Die Leute haben ihren eigenen Rhythmus, der kollidiert ganz stark mit 

dem Rhythmus von den Nachbarn. (…) Mittlerweile hat sich das etwas gegeben, die Leute kennen 

uns jetzt.“ (Seifert 1997, 205)  

Die Leute kennen uns jetzt – dieser Sachverhalt scheint grundlegend zu sein für die Offenheit von 

Nachbarschaften für Menschen, deren Verhalten aus der Norm fällt.  

Klaus Dörner bezeichnet die Nachbarschaft als „Herzstück der Gesellschaft“ – als solidaritätssta-

bilisierende Institution (Dörner 2007). Das Zusammenleben in Nachbarschaften bietet die Basis für 
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Bürgerschaftliches Engagement im Sinne von Solidarität für die Gemeinschaft. Grundlegende 

Prämisse für die Mobilisierung von nachbarschaftlicher Solidarität ist – so Dörner – eine streng 

territorial definierte Verantwortung, die zwar jenseits der Grenze lebende Menschen ausschließt, 

dafür aber alle im Territorium lebende und hingehörende Menschen einbezieht – ohne Sortierung 

nach Beeinträchtigungsarten. Dabei sollte sich die Größe eines Nachbarschafts-Sozialraums am 

„Wir-Gefühl“ der Bürger orientieren, das in der Regel auf gemeinsamen Erfahrungen beruht: Von 

entsprechenden Erfahrungen berichten Eltern von Kindern mit herausforderndem Verhalten.   

3 Die Skala umfasst elf Kriterien. Jedes Kriterium wird mit 0 bis 3, 4 oder 5 bewertet. Der maximal mögliche 

Score beträgt 41 Punkte. 


